
Nachschlagewerk: ja

BGHZj_____  nein

ZPO §§ 233 Fd, 236 B, 85 Abs. 2

a) Ein schriftlicher Antrag auf Verlängerung der Rechtsmit­
telbegründungsfrist ist ein fristwahrender Schriftsatz, für 
dessen rechtzeitige Absendung der Prozeßbevollmächtigte 
durch Einrichtung einer Ausgangskontrolle Sorge zu tragen 
hat.

b) Zu den Anforderungen an die Darlegung einer ausreichen­
den Ausgangskontrolle.

BGH, Beschluß vom 10. April 1991 - XII ZB 28/91 -
Kammergericht 
LG Berlin
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Dr. Blumenrohr, 
Dr. Krohn, Nonnenkamp und Dr. Knauber

am 10. April 1991

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Be­
schluß des 8. Zivilsenats des Kammer­
gerichts in Berlin vom 3. Januar 1991 
wird auf Kosten der Beklagten zurück­
gewiesen.

Beschwerdewert: 37.826,68 DM

Gründe:

I.

Gegen das landgerichtliche Urteil, durch das die Be­
klagte aus einem Mietvertrag zur Erstattung von Betriebsko­
sten verurteilt wurde, legte diese am. 6. September 1990 
form- und fristgerecht Berufung ein. Auf ihren Antrag wurde 
die Frist zur Begründung der Berufung bis 6. November 1990 
verlängert. Innerhalb dieser Frist ging jedoch keine Beru­
fungsbegründung ein. Hierauf am 15. November 1990 hingewie­
sen, beantragte die Beklagte mit am 28. November 1990 ein­
gegangenem Schriftsatz vorsorglich Wiedereinsetzung in den
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vorigen Stand und begründete mit am 29. November 1990 ein­
gereichtem weiteren Schriftsatz die Berufung.

Zur Rechtfertigung ihres Wiedereinsetzungsgesuches 
trug sie vor: Am 31. Oktober 1990 habe sie durch ihre Pro­
zeßbevollmächtigten schriftlich eine weitere Fristverlänge­
rung erbeten. Dieser Schriftsatz sei noch am gleichen Tag 
in einem Sammelumschlag an die gemeinsame Briefannahmestel­
le beim Amtsgericht Charlottenburg gesandt worden. Er müsse 
das Gericht auch erreicht haben, da sämtliche weiteren 
Schriftsätze jenes Tages angekommen seien. Zur Glaubhaftma­
chung legte die Beklagte eidesstattliche Versicherungen von 
vier Kanzleiangestellten ihrer Anwälte vor.

Das Kammergericht versagte die beantragte Wiederein­
setzung und verwarf die Berufung als unzulässig.

II.

Die gegen diesen Beschluß eingelegte sofortige Be­
schwerde bleibt; erfolglos.

Die Berufungsbegründung ist verspätet, weil sie nicht 
innerhalb der bis 6. November 1990 verlängerten Frist des 
§ 519 Abs. 2 Sätze 2 und 3 ZPO eingereicht worden ist.

Das Kammergericht hat den Antrag der Beklagten auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
dieser Frist zu Recht abgelehnt.
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Es hat den Antrag zurückgewiesen, weil ein Verschulden 
ihrer Prozeßbevollmächtigten, das sich die Beklagte zurech­
nen lassen müsse, nicht ausgeräumt sei. Ein Antrag auf wei­
tere Verlängerung der Begründungsfrist sei beim Gericht 
nicht eingegangen. Die Beklagte habe nicht dargetan, welche 
Kontrollen im Büro ihrer Prozeßbevollmächtigten angeordnet 
seien, um die Einhaltung von Berufungsbegründungsfristen zu 
gewährleisten. Es fehle auch an einer Schilderung, welche 
Ausgangskontrollen im Büro ihrer Anwälte für fristwahrende 
Schriftsätze vorgesehen seien.

Dieser Beurteilung ist die sofortige Beschwerde entge­
gengetreten und hat geltend gemacht, mit den entsprechenden 
Vorfristen sei auch eine "Promptfrist" auf den 5. und 
6. November 1990 notiert worden. Da der Antrag auf Frist­
verlängerung eine Woche vor Fristablauf gestellt worden und 
den Anwälten der Beklagten die Handlungsweise der Gerichte 
bekannt sei, Fristen stillschweigend zu verlängern, hätten 
sie die Berufungsbegründungsfrist nur als verlängert anse- 
hen können. Es heiße die Sorgfaltspflichten eines Anwalts 
überspannen, wenn bei jedem Schreiben nachgeforscht werden 
müsse, ob es auch angekommen sei. Daß der Schriftsatz vom 
31. Oktober 1990 verloren gegangen sei, habe niemand anneh­
men können.

Es kann dahinstehen, ob es sich bei dem Vortrag der 
sofortigen Beschwerde über die Notierung von "Promptfri­
sten" um einen neuen, außerhalb der Frist für dem Wieder­
einsetzungsantrag (§ 234 Abs. 1 ZPO) vorgebrachten Sachver­
halt handelt, der nicht berücksichtigt werden könnte (vgl. 
dazu Senatsbeschlüsse vom, 25. März 1987 - IVb ZB 39/87 -
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und vom 27. September 1989 -  IVb ZB 73/89 - BGHR ZPO § 234 
Abs. 1, Begründung 1 und 2). Auch der nachträgliche Sach- 
vortrag rechtfertigt keine Wiedereinsetzung, da mit einer 
Fristnotierung allein ein Verschulden der Anwälte der Be­
klagten an der Fristversäumnis nicht ausgeräumt ist.

Nach § 236 Abs. 2 ZPO hatte die Beklagte alle die Wie­
dereinsetzung begründenden Tatsachen darzulegen und glaub­
haft zu machen (Senatsbeschluß vom 27. September 1989 
- IVb ZB 73/89 - VersR 1989, 1316). Nachdem ungeklärt ist, 
wo der Schriftsatz vom 31. Oktober 1990 abhanden gekommen 
ist, gehörte hier dazu auch der Vortrag, daß er rechtzeitig 
versandt worden oder der rechtzeitige Ausgang nur infolge 
eines den Prozeßbevollmächtigten nicht anzulastenden Büro­
versehens unterblieben ist. An einer solchen Darlegung und 
Glaubhaftmachung fehlt es. Der Vortrag der Beklagten läßt 
jede Schilderung■dazu vermissen, in welcher Weise im, Büro 
ihrer Prozeßbevollmächtigten sichergestellt ist, daß frist­
wahrende Schriftsätze auch tatsächlich abgesandt werden. 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist 
ein Rechtsanwalt zur Einrichtung einer Ausgangskontrolle 
fristwahrender Schriftsätze verpflichtet (BGH, Beschluß vom 
14. Dezember 1982 - VIII ZB 40/82 - NJW 1983, 884, 885; Ur­
teil vom 21. Februar 1983 - VIII ZR 343/81 - VersR 1983, 
401; Beschluß vom 21. April 1988 - VII ZB 4/88 - 
VersR 1988, 942; vgl. auch Senatsbeschluß vom 22. Oktober 
1986 - IVb ZB 89/86 - BGHR ZPO § 233, Rechtsmittelbegrün­
dung 1). Diese Verpflichtung besteht auch bei einem Antrag 
auf; Verlängerung einer Rechtsmittelbegründungsfrist. Auch 
bei ihm handelt es sich um eine fristwahrende Prozeßhand­
lung (BGH, Beschluß vom 19. Februar 1991 - VI ZB 2/91 - zur
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Veröffentlichung vorgesehen; Senatsbeschluß vom 6. März 
1991 - XII ZB 58/90). Denn ihm kann nur stattgegeben wer­
den, wenn er vor Ablauf der Begründungsfrist bei Gericht 
eingeht (vgl. BGHZ GSZ 83, 217).

Die Ausgangskontrolle kann etwa in der Führung eines 
Postausgangsbuchs oder darin bestehen, daß nach Absendung 
eines Schriftsatzes auf dessen Durchschrift ein "Ab-Ver- 
merk" angebracht wird; die Ausgangskontrolle kann auch ei­
ner einzelnen, dafür ausdrücklich bestimmten zuverlässigen 
Bürokraft übertragen werden (vgl. BGH, Beschluß vom 14. De­
zember 1982 aaO; Urteil vom 21. Februar 1983 aaO; Beschluß 
vom 21. April 1988 aaO). Welche konkreten organisatorischen 
Maßnahmen die Prozeßbevollmächtigten der Beklagten in die­
ser Richtung getroffen haben, ist weder dem Wiedereinset- 
zungs- noch dem Beschwerdevorbringen zu entnehmen, obwohl 
schon das Kammergericht in dem angefochtenen Beschluß auf 
die Notwendigkeit einer wirksamen Ausgangskontrolle abge­
stellt hat. Da mithin nicht dargetan ist, daß die Prozeßbe­
vollmächtigten der Beklagten in ihrem Büro überhaupt eine 
Ausgangskontrolle angeordnet haben, ist ein Organisations­
verschulden nicht ausgeschlossen.

Auf das Bestehen einer wirksamen Ausgangskontrolle 
würde es allerdings nicht ankommen, wenn der rechtzeitige 
Abgang des Verlängerungsantrages glaubhaft gemacht worden 
wäre. Dies ist jedoch nicht der Fall.

Nach den drei inhaltlich gleichlautenden eidesstattli­
chen Versicherungen der Kanzleiangestellten R., K. und S. 
wurde der Fristverlängerungsantrag am 31. Oktober 1990 ge-
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fertigt und noch am gleichen Tag an das Kammergericht ver­
sandt. Nach der weiteren eidesstattlichen Versicherung der 
Angestellten M. geschah dies in einem Sammelumschlag mit 
anderer Gerichtspost über die gemeinsame Briefannahme beim 
Amtsgericht Charlottenburg. Welche der Angestellten den 
Schriftsatz in den Sammelumschlag gelegt hat, ergibt sich 
aus den eidesstattlichen Versicherungen nicht. Diese heben 
lediglich noch hervor, daß sämtliche Schreiben und Schrift­
sätze jenes Tages angekommen seien und es keine Rückläufer 
oder Verlustmeldungen gegeben habe. Dies zeigt, daß die 
Kanzleiangestellten kein positives Wissen über die Absen­
dung des Schriftsatzes vom 31. Oktober 1990 besitzen, son­
dern lediglich Rückschlüsse aus dem sonstigen Geschehensab­
lauf ziehen. Bei fehlender Ausgangskontrolle reicht dies 
nicht aus, um glaubhaft zu machen, daß der Verlängerungsan­
trag vom 31. Oktober 1990 die Kanzlei der Prozeßbevollmäch­
tigten verlassen hat.

Damit scheidet eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand aus (vgl. auch BGH, Beschluß vom 14. Dezember 1982 
aaO; Urteil vom 21. Februar 1983 aaO; Senatsbeschluß vom 
27. November 1985 - IVb ZB 102/85 - VersR 1986, 365). Es 
ist nicht auszuschließen, daß der Verlängerungsantrag vom 
31. Oktober 1990 - rechtzeitig - bei Gericht eingegangen 
wäre, wenn in der Kanzlei der Prozeßbevollmächtigten der 
Beklagten eine entsprechend organisierte Ausgangskontrolle 
bestanden hätte. Daher ist die Ursächlichkeit eines Organi­
sationsmangels für die Fristversäumung nicht ausgeräumt.

Damit kann dahingestellt bleiben, ob einer Wiederein­
setzung auch entgegensteht, daß sich die Prozeßbevollmäch-
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tigten der Beklagten nicht vor Fristablauf nach dem Erfolg 
des Verlängerungsantrages erkundigt haben, da sie mit dem 
Risiko belastet waren, daß der Vorsitzende des Rechtsmit­
telgerichts in Ausübung seines pflichtgemäßen Ermessens ei­
ne zweite Fristverlängerung ablehnte (vgl. Senatsbeschlüsse 
vom 8. Oktober 1986 - IVb ZB 82/86 - FamRZ 1987, 58; vom 
14. Februar 1990 - XII ZB 126/89 - BGHR ZPO § 233, Frist­
verlängerung 5). Keinesfalls durften sie darauf vertrauen, 
daß die begehrte Fristverlängerung stillschweigend gewährt 
wurde; denn zur Wirksamkeit einer Verlängerungsverfügung 
gehört ihre Mitteilung an den Antragsteller (Senatsbe­
schlüsse vom 26. Oktober 1989 - IVb ZB 135/88 und vom 
14. Februar 1990 - XII ZB 126/89 - BGHR ZPO § 519 Abs. 2 
Satz 3, Wirksamkeit 4 und 5).

Lohmann Knauber
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